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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rolimann, Kroll-Schlüter, Frau Stommel und Genossen 


betr. Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 


Schon in der Beantwortung der Kleinen Anfrage der Opposition 
zur Situation des gesetzlichen Jugendschutzes erklärte die Bun- 
desregierung am 2. Dezember 1970 (Drucksache VI/1531): „Es 
soll der Versuch unternommen werden, eine Reform des Ge- 
setzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit schon bald 
durchzuführen. In diesem Bereich gibt es kaum Streitfragen . . 

Im Jahresbericht der Bundesregierung 1971 hieß es dann (S. 
640): „Im Bereich des gesetzlichen Jugendschutzes wurde vor- 
dringlich die Reform des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit vorbereitet .... Es ist beabsichtigt, die Geset- 
zesreform noch in dieser Legislaturperiode zum Abschluß zu 
bringen." Der Jahresbericht der Bundesregierung 1972 sagte 
dann: „Für das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffent- 
lichkeit hat das Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit eine gründliche Neubearbeitung kabinettsreif vorbe- 
reitet." Vor dem Bundesjugendkuratorium hat der Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit am 3./4. Mai 1973 er- 
neut von der „beabsichtigten Novellierung" des Gesetzes ge- 
sprochen. 

Bis heute allerdings hat die Bundesregierung keinen Gesetzent- 
wurf zur Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit verabschiedet und dem Parlament zugeleitet. 
Auf der anderen Seite aber erweist sich das bestehende Gesetz 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit als immer reform- 
bedürftiger. Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit sagt selbst in seiner Schrift „Gefährdete Kinder und 
Jugendliche"; „Durch eine Novellierung des Gesetzes und eine 
Vereinheitlichung und Straffung der zu sehr detaillierten und 
differenzierten Tatbestände soll der Jugendschutz in der Öffent- 
lichkeit wieder wirksamer gestaltet werden" (September 1973). 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung dem Parla- 
ment den Gesetzentwurf zur Novellierung des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit bis heute nicht vor- 
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gelegt, obwohl dieser seit 1972 „kabinettsreif" ist und längst 
hätte beschlossen und eingebracht werden können? 

2. Wann wird die Bundesregierung den „kabinettsreifen" Ge- 
setzentwurf zur Novellierung des Gesetzes zum Schutze der 
Jugend in der Öffentlichkeit beschließen und im Parlament 
einbringen? 

3. Wird die Bundesregierung diesen Gesetzentwurf wenigstens 
einbringen, sobald der Entwurf des Jugendhilfegesetzes dem 
Bundestag vorgelegt worden ist? 

4. Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundesregierung an der 
Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit kein Interesse mehr hat und den Jugendschutz 
in der Öffentlichkeit faktisch abbauen will? 
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